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Kommunalpolitisches Programm

der SPD Bedburg

1999-2004

Das kommunalpolitische Programm ist auf dem

SPD-Stadtparteitag am 14.06.1999
verabschiedet worden.

In Bedburg ist mehr drin.

Unsere Stadt ist vom wirtschaftlichen Strukturwandel besonders betroffen. Um die zukünftige Entwicklung positiv zu lenken und zu gestalten, muß jetzt gehandelt werden. Bedburg braucht: Mehr Kompetenz. Mehr Dynamik. Mehr Professionalität.

Wir Sozialdemokraten wissen: In Bedburg ist mehr drin.

1.
Wirtschafts- und Strukturpolitik

Bedburg bietet Chancen und Möglichkeiten, die viel stärker ausgeschöpft werden müssen. Die SPD Bedburg wird ein Bündnis für die Zukunft unserer Stadt ins Leben rufen, da der kommunalen Wirtschaftsförderung angesichts der wachsenden Konkurrenz zwischen Kommunen und Regionen eine immer zentralere Aufgabe zukommt.  Für neue Arbeitsplätze wird aktives Handeln statt Verwalten zunehmend auch von der Stadt Bedburg gefordert.

1.1 Wirtschaftsforum ausbauen

In dem  von der SPD gegründeten "Wirtschaftsforum Bedburg" sollen alle innovativen Kräfte bei der Weichenstellung der Zukunft unserer Stadt mitentscheiden. Das Wirtschaftsforum wird Partner von Rat und Verwaltung sein. Ihm gehören Vertreter des Werbekreises, der ortsansässigen Unternehmen und Arbeitnehmervertretungen, der Sparkassen und Banken, Vertreter von IHK und Handwerkskammer sowie weiterer Institutionen an, die dem Wirtschaftsleben unserer Stadt verbunden sind. Im Wirtschaftsforum können alle die wirtschaftliche und städtische Entwicklung betreffenden Entscheidungen regelmäßig zur Erörterung vorgelegt werden. Die SPD Bedburg wird es ermöglichen, dass vor Beschlußfassungen die vom Wirtschaftsforum abgegebenen Empfehlungen von Rat und Verwaltung behandelt werden müssen. Vertretern des Wirtschaftsforums soll das Recht auf unmittelbaren Vortrag im Rat gegeben werden.

1.2 Stadtmarketing-Gesellschaft gründen

Gegenüber Mitbewerbern muß die Stadt in einem gemeinsam erarbeiteten Leitbild ihre Standortvorteile aufzeigen. Sie muß ihre Attraktivität steigern und ihre Angebote verbessern. Dazu gehören besonders die "weichen" Standortfaktoren wie z. B. Freizeitangebote und Touristik. Durch eine enge und vertrauensvolle Kommunikation mit allen Akteuren in Bedburg soll das zukünftige, moderne und fortschrittliche Profil Bedburgs geprägt werden. Dazu ist der Aufbau einer Stadtmarketing - Gesellschaft unbedingt notwendig. Diese bündelt alle Kräfte aus Gewerbe, Einzelhandel, Handwerk und Industrie, Gastronomie, Verbänden und Vereinen, Politik und Verwaltung. Ziel ist, die Stadt Bedburg mit der ihr eigenen Identität als attraktiven Lebens-, Arbeits- und Wirtschaftsstandort nach innen und außen zu vertreten und weiterzuentwickeln. Diesen Prozeß gemeinschaftlicher Aktivitäten dauerhaft und erfolgreich zu managen, wird Hauptaufgabe der Stadtmarketing - Gesellschaft sein. Sie hat ferner die Aufgabe, konkrete Veranstaltungen und Aktionen in Bedburg umzusetzen. Hierzu wird die SPD Bedburg in Abstimmung mit den gesellschaftlichen Gruppen, und auch unter Bereitstellung städtischer Finanzmittel, ein Konzept nachhaltiger Zusammenarbeit entwickeln und umsetzen.

Als Anerkennung für besondere innovative und kreative Leistungen werden wir einen "Wirtschaftspreis der Stadt Bedburg" vergeben. Der Wirtschaftspreis soll jährlich an ein Unternehmen oder an Einzelpersonen aus der Stadt Bedburg vergeben werden. Ausgezeichnet werden sollen Leistungen, die die Stadt Bedburg als Wirtschaftsstandort in besonderer Weise herausstellen. Die Vergabe soll durch eine Jury erfolgen, die sich aus dem Wirtschaftsforum und der im Rat vertretenen Fraktionen zusammensetzt.

Im Zusammenhang mit der Preisverleihung soll unter Einbeziehung der Bevölkerung ein besonderer "Tag der Wirtschaft" mit einem aktuellen Thema ausgerichtet werden. Über die Grenzen der Stadt hinaus sollen Persönlichkeiten als "Partner für Bedburg" gewonnen werden.

1.3 Gewerbe ansiedeln

Die wesentliche Grundlage für die erweiterte Gewerbeansiedlung ist eine systematische Erarbeitung eines auf Bedburg ausgerichteten Branchenprofils. Dieses Profil muß kontinuierlich fortentwickelt werden. Der Hinweis auf eine günstige Verkehrsanbindung ist nur ein Faktor bei der erfolgreichen Werbung von Investoren. 

Wichtige Stützen für die Gewerbeansiedlung sind noch immer die Braunkohle- und Energieunternehmen. Der bundesweite bekannte Tagebau Garzweiler II, für dessen Genehmigung die SPD erfolgreich gekämpft habt, muß jetzt als Chance erkannt werden. Es bietet sich die Möglichkeit, hieraus werbend besonderen Nutzen zu ziehen und beschleunigt den Strukturwandel auch in Bedburg herbeizuführen.

1.4
Verantwortung des RWE Konzerns einfordern

Die SPD Bedburg ist aber auch der festen Überzeugung, dass das Bergbau- und Energieunternehmen weiterhin Verantwortung für die wirtschaftliche Entwicklung unserer Stadt zu tragen hat. Jahrzehnte lang haben das Unternehmen und die Menschen von aber auch mit der Braunkohle gelebt. Die positive Konzernentwicklung erfolgte nicht zuletzt durch die Inanspruchnahme der Ressourcen Bedburgs. Nachdem die Tagebaue nunmehr das Stadtgebiet verlassen haben, hat nach unserer Auffassung das Bergbau- und Energieunternehmen die Verpflichtung, neue Arbeitsplätze in unserer Region z. B. durch konzerneigene Tochterunternehmen zu schaffen. Wir werden unser besonderes Augenmerk auf den Dienstleistungssektor richten.

1.5
Branchenprofil für Bedburg entwickeln

Bedburg verfügt über ein breit gefächertes Feld von Unternehmen. Hierzu die passenden Partner zu finden, wird durch ein Branchenprofil erleichtert. Ergänzend müssen neue, zukunftsträchtige Bereiche erschlossen werden. So können die vorhandenen Kenntnisse über traditionelle Energieerzeugung stärker genutzt werden. 

Insbesondere jungen Unternehmen bieten sich große Chancen, Ingenieurleistungen und EDV zu verknüpfen. Intelligente Regeltechnik und Bauverfahren stellen weitere aussichtsreiche Fachgebiete dar. Neue Akzente können angesichts der Kompetenz der Energiewirtschaft insbesondere in der Umwelttechnologie gesetzt werden. Besonders diese Wachstumsbranche bietet kleinen und mittleren Betrieben mit neuen Ideen und großer Flexibilität gute Bedingungen. Die SPD Bedburg wird sich dafür einsetzen, dass die Stadt derartige Investoren herausfiltert, aufgreift und fördert.

1.6
Handwerk stärken

Auch in Bedburg stellen die Handwerksbetriebe einen wichtigen Faktor im Wirtschaftsleben der Stadt dar. Sie entwickeln sich immer stärker zu modernen Dienstleistungsuntemehmen. Diese Entwicklung kann die Stadt Bedburg durch eigene Beiträge fördern. Insbesondere durch Unterstützung der von der Handwerkskammer Köln vorgeschlagenen Maßnahmen. Die SPD Bedburg setzt sich  deshalb dafür ein, daß Bedburg der "Initiative der Handwerkskammer zu Köln und der Kreishandwerkerschaft zur Beschäftigungssicherung und Sicherung von Ausbildungsplätzen" beitritt. Bauaufträge der Stadt sollen danach nur an Unternehmen vergeben werden, die den Mindestlohn nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz zahlen. Bei der Auftragsvergabe sollen die Unternehmen besonders berücksichtigt werden, die Ausbildungsplätze bereitstellen. Vergaben an Generalunternehmer sollen nur in begründeten Ausnahmefällen erfolgen. Wir werden uns dafür einsetzen, dass die Stadt ihre Vergaberichtlinien in Zusammenarbeit mit der Handwerkskammer überprüft und soweit erforderlich überarbeitet, um kleineren Handwerksunternehmen eine Beteiligung an öffentlichen Ausschreibungen zu erleichtern.

1.7
Lehrstellen statt Leerlauf

Verantwortung für Ausbildung darf sich in der Kommunalpolitik nicht allein auf Forderungen an Unternehmen beschränken. Um die Vorbildfunktion der Stadt zu verdeutlichen, wird die SPD die Ausbildungsplätzen innerhalb der Stadtverwaltung umgehend verdoppeln. 

Besonderen Wert ist auf die Verbundausbildung mit Unternehmen zu legen. So sollen den Auszubildenden zusätzliche Qualifikationen vermittelt werden, die einen Einstieg in das Berufsleben erleichternund auch außerhalb der Verwaltung Anerkennung finden.

1.8
City- Service anbieten

Mit einer erlebnisreichen Innenstadt soll Bedburg sich stärker seiner Kundschaft präsentieren.  Kooperation und Kombination bei der Werbung soll als "City-Service" auf besondere Angebote der Geschäfte hinweisen.  Hierzu gehört auch die Vermittlung einer familien- und kinderfreundlichen Atmosphäre. Kulturprogramme, die Einbeziehung des Schlosses, des Schlossparkes und Events sollen die Attraktivität steigern und zum Verweilen in der Stadt auffordern. Ein Ausbau der öffentlichen Dienstleistungsbereiche wird durch die Stadt gefördert. Einzelhandel und Stadt sollen eine unregelmäßig erscheinende Info-Schrift als Einkaufs-Kompass herausgeben. Die Wiederbelebung von Ladenlokalen soll eine gemeinsame Anstrengung von Handel und Stadt werden. Mit der Stadtverwaltung möchte die SPD Handel und Gewerbe für eine Aktion "Saubere Stadt" gewinnen. Das neue Image der Stadt könnte durch die Verwendung eines gemeinsam zu entwickelnden neuen Stadtlogos sichtbar werden.

1.9
Interkommunale Zusammenarbeit entwickeln

Neben der Konkurrenz unter den Städten gibt es viele Bereiche, in denen durch Zusammenarbeit mit den Nachbarstädten alle profitieren können. Für Bedburg und Bergheim ist die Grubenrandstraße L 361n gleich wichtig. Bedburg und Elsdorf können von einer aufeinander abgestimmter Gebietsentwicklungsplanung gemeinsame Vorteile gewinnen. Die SPD Bedburg setzt sich  daher für eine engere Zusammenarbeit zwischen Bedburg, Elsdorf und Bergheim ein, für ein "Bündnis nördlicher Erftkreis".

Einen Schwerpunkt sehen wir in einer "Neuorientierung der Regionalpolitik". Sie muß auch Teile des Kreises Neuss einbeziehen. Regionalpolitik muß stärker von den Städten geprägt werden. Deshalb setzen wir uns dafür ein, dass die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister zukünftig in "RegioRheinland" vertreten sind. Gemeinsame Werbung auf Messen, Präsentation in und mit modernen Medien sind Bereiche, in denen durch Bündelung von Finanzmitteln größere Möglichkeiten ausgeschöpft werden können. Für eine interkommunale Zusammenarbeit eignen sich ferner Projekte zur Existenzgründung, Unternehmensberatung und Weiterbildung. So können Bedburg, Elsdorf und Bergheim gemeinsam Träger eines Technologiezentrums werden.

Um bei der zunehmenden Inanspruchnahme von Flächen noch einen Ausgleich gegenüber dem Freiraum zu ermöglichen, schlagen wir einen "Planungsverbund" vor. Über die Stadtgrenzen hinaus können so die verschiedenen Nutzungsansprüche frühzeitig aufeinander abgestimmt werden.

2. Stadtentwicklung und Verkehr

2.1 Stadtentwicklung fördern

Wir fördern den Wohnungsbau durch die Bereitstellung kostengünstiger Grundstücke für den allgemeinen Mietwohnung- und Eigentumswohnungsbau. Wohngebiete sollen so gestaltet werden, dass noch mehr Miteinander und nachbarschaftliche Gemeinsamkeit möglich wird. Verschiedene Generationen sollen miteinander und nebeneinander wohnen können.

Die Entwicklung des Geländes der ehemaligen Zuckerfabrik ist eine städtebauliche Herausforderung. Um eine realistische Planung schaffen zu können, werden wir ein modernes Verkehrsplanungskonzept für Bedburg erarbeiten. Die Verkehrsanbindung an die Innenstadt und die Erhöhung der Attraktivität als Flaniermeile zwischen TOOM Markt und Kölner Strasse sind notwendige Voraussetzung für eine zukunftsorientierte Stadtplanung. Diese Strukturänderung erfordert bereits jetzt den Bau der Südumgehung, um die Verkehrserschließung sicherzustellen.

Wir unterstützen den Wunsch nach eigenständiger Entwicklung der Ortsteile und deren Stärkung durch ihre Individualität.

2.2 Verkehrsplanung verbessern

Der Bau der Unterführung zwischen der Adolf-Silverberg-Strasse und der Bahnstrasse hängt entscheidend davon ab, wie eine Finanzierung dieses Projektes möglich ist. Auf absehbare Zeit sind keine Bundes- und Landeszuschüsse zu erwarten. Eine Mitfinanzierung durch die Deutsche Bahn AG würde zur Schließung des Bahnüberganges Lindenstrasse führen. Dieser wesentliche Eingriff in die innerstädtische Verkehrsführung bedarf einer sehr sorgfältiger Erörterung. Die SPD Bedburg wird dieses Problem weiterhin mit allen Betroffenen diskutieren und sich hierbei an den Bedürfnissen der Bevölkerung und der Gewerbetreibenden orientieren. Einer Schließung des Bahnüberganges Lindenstrasse ohne gleichwertigen Ersatz wird die SPD nicht zustimmen.

Durch die Verlagerung von Einkaufsmagneten aus der Innenstadt an die Wiesenstrasse bzw. Bahnstrasse ist es jetzt um so wichtiger, dass die Bedburger Innenstadt nicht weiter ausblutet, sondern an Attraktivität gewinnt. Dazu gehört auch, dass die Kunden bestmöglich an die Innenstadt herangeführt werden. Die sogenannte "Querspange" ist bislang nur als Verkehrsverbindung geplant. Sie muß mehr zu einer attraktiven Eingangszone hin zur City ausgestattet werden. Dazu sind ausgezeichnete Stadtelemente, Eingangbereiche, Geschäfte, Gastronomieeinrichtungen , Freianlagen etc. zu schaffen. Der vorhandene Ansatz einer städtischen Grünzone ist weiterzuentwickeln. Dazu gehören die Bereiche Schloß- und Stadtpark, Spielplatz mit Naherholung sowie ein Grünbereich als Verbindung zum rekultivierten Tagebau.

Themenschwerpunkte sind die Entwicklung städtischer Qualitäten mit City  Charakter, das Schloß als vielfältiger Mittelpunkt kulturellen Lebens, und die Weiterentwicklung eines Stadtparks und mit Wohnbereichen vernetzen Erftaue-Parks.

Eine gute Verkehrserschließung innerhalb der Stadt Bedburg ist Voraussetzung für Handel und Gewerbe. Um den Menschen städtisches Leben mit Einkaufen und Flanieren zu ermöglichen, muß die City auch erreicht werden können. Zu Fuß, mit dem Auto, dem Bus oder zunehmend auch mit dem Fahrrad. Im Kernbereich muß attraktiver Parkraum angeboten werden, der die Fußgänger nicht stört und die Käufer nah genug an die Geschäfte heranführt.

2.3 Bahnhofsgelände gestalten

Wichtig ist die Modernisierung des Bahnhofes Bedburg. Dazu gehört insbesondere eine Umgestaltung der Zugänge, damit die Nutzung auch für ältere und behinderte Bürgerinnen und Bürger gesichert ist. Eine attraktivere Nutzung des Bahnhofsgebäudes werden wir prüfen. Wir wollen die Einrichtung von Fahrplanautomaten zur individuellen Ermittlung der günstigsten Verkehrsverbindungen ( persönlicher Fahrplan). Die Bedburger Sozialdemokraten fordern zusammen mit der Bergheimer SPD, dass die Bahnlinie Horrem-Bergheim-Bedburg zur S-Bahnverbindung nach Köln ausgebaut wird.

2.4 Die Grubenrandstrasse L 361n bauen

Die L 361 n hat große Bedeutung für Bedburg. Die neue Verbindungsstrasse entlastet insbesondere die Ortslage Blerichen. Mit Anschluß an die südliche Umgehung K 37 n ergibt sich die Chance, den Durchgangsverkehr aus der Ortslage Blerichen herauszuhalten und eine angemessene städtische Entwicklung des Ortsteils einzuleiten. Ab Unterführung Glescher Weg/Kolpingstraße bis zum Bahnhof kann eine Wohnstraße weitgehend frei von Durchgangsverkehr entwickelt werden. Dies wird zu einer erheblichen Verbesserung der Wohnqualität führen.

2.5 Tangentenring um Bedburg schliessen

Um das Ziel eines äußeren Tangentenringes um Bedburg für den Durchgangsverkehr zu erreichen, muß im südlichen Bereich noch ein Teilstück geschlossen werden. Ansatz hierfür bietet die Trasse der Abraumbandanlage. Ein kurzes Anschlußstück an die L 361 n bis zur L 213 wird im Zuge der Verwirklichung der Grubenrandstraße mit errichtet. Das weiterführende Teilstück bis zur A 61 sollte in der Lage der Abraumbandanlage, die noch bis ca. 2006 in Betrieb sein wird, verfolgt werden. Beim Ausbau der K 32 wurde ein möglicher Anschluß an die A 61 bereits berücksichtigt. Die SPD Bedburg wird sich sehr intensiv dafür einsetzen, dass dieses Projekt schon jetzt eingeplant wird, so dass die Vorbereitung eines Autobahnanschlusses Bedburg Süd damit möglich wird.

2.6 Bedburg-Rath mit Innenstadt verbinden

Nach Rekultivierung des Tagebaus Fortuna-Garsdorf muß die alte Verbindung nach Rath wieder hergestellt werden. Damit wird auch die Kaufkraft wieder sicher an Bedburg herangeführt. Wesentlich werden die Kosten vom Unternehmen Rheinbraun zu tragen sein.

2.7 Stadtbus einführen

Früher hatte sowohl Kaster als auch der ehemalige Ort Morken - Harff eigene Bahnhaltepunkte. Im Zuge der Umsiedlung bzw. des an Kaster heranrückenden Tagebaues wurde die Bahnlinie stillgelegt.  Die Rheinbraun AG verpflichtete sich, in Kaster nach der Rekultivierung wieder einen Bahnhaltepunkt hinter Epprath einzurichten. 1993 war es soweit. Der Bahnhaltepunkt hätte wieder errichtet werden können. Nach der Rekultivierung verzichtete die Stadt Bedburg auf den Bahnhaltepunkt und erhielt für diesen Verzicht 4,5 Millionen DM von Rheinbraun. Der Rat der Stadt Bedburg versprach seinerzeit diese Summe in die Verbesserung des öffentlichen Nahverkehrs zu investieren. Die SPD schlug schon damals die Einführung eines Stadtbusses vor, der den Vorteil hat, dass er die Verkehrsanbindung für alle Bürgerinnen und Bürger verbessern würde. Ein Bahnhaltepunkt bei Epprath hätte nur eine deutliche Verbesserung für die Anwohner in unmittelbarer Nähe bedeutet. Daher wurde im Rat einstimmig die Einführung eines Stadtbusses beschlossen. Ende 1997 waren die Planungen für die Einführung eines Stadtbus-Systems abgeschlossen. Die SPD tritt nun für eine zügige Umsetzung ein.

Der Stadtbus ist ein auf die Bedürfnisse der Bürger maßgeschneidertes Bussystem. Dies gilt für die Linienführung, für die Vertaktung und für die Beförderungskapazitäten. Es ist wesentlich sinnvoller, einen eigenen Busverkehr einzurichten, den man direkt selber gestalten kann, als über die Kreisumlage das Defizit der Rhein-Erft-Verkehrsgesellschaft (REVG) mitauszugleichen, wobei man bestenfalls indirekt Einfluss nehmen kann. Im Klartext: Ein eigenes Stadtbussystem ist insgesamt kostengünstiger und wesentlich effizienter, da es ständig und kurzfristig an die Erfordernisse angepaßt werden kann. Ein attraktives Nahverkehrssystem ist zudem ein weiteres Mittel, der Innenstadt Käuferpotential zuzuführen.

2.8 Bedburg fahrradfreundlicher machen

Bedburg muß weiter zu einer fahrradfreundlichen Stadt umgestaltet werden. Die SPD will daher ein Radwegekonzept entwickeln mit dem Ziel, das Fahrrad zu einem attraktiveren Verkehrsmittel auch in Bedburg zu machen. Wir wollen, dass Bedburg Mitglied in der -Arbeitsgemeinschaft " Fahrradfreundliche Städte und Gemeinden in NRW" wird.

3.
Schule und Kultur

3.1 Schulen fördern

Die SPD Bedburg unterstützt weiter das dreigliederige Schulsystem als funktionierendes Bildungsangebot 

Diese Angebote in unserer Stadt für Aus- und Weiterbildung sind den jeweiligen Erfordernissen und Bedürfnissen flexibel anzupassen und müssen ein Höchstmaß an Wahlmöglichkeiten und Qualität garantieren.

Dem sich tatsächlich ergebenden Bedarf an Schulraum ist Rechnung zu tragen. Die Anforderungen, die an die Stadt Bedburg durch den  Schulentwicklungsplan gestellt werden, wird die SPD schnellstmöglich erfüllen.

Alle allgemeinbildenden Schulen der Stadt müssen den pädagogischen Erfordernissen entsprechend sinnvoll ausgestattet. sein. Wir werden den Schulen die notwendigen Lehr- und Lernmittel zu Verfügung stellen, die in engerer Zusammenarbeit mit den Schulleitern sowie den Fachlehrerinnen und Fachlehrern den sich ändernden Anforderungen an einen zukunftsorientierten Unterricht gerecht werden.

Die SPD regt an, eine zentrale städtische Lehr- und Lernmittelsammlung für bestimmte Unterrichtsmittel zu erstellen, an der sich alle Bedburger Schulen bedienen können. Statt den Schuletat zu kürzen, wollen wir eine effektivere und gleichzeitig umfangreichere Ausstattung für alle Schulen gewährleisten. 

Die Öffnung von Schule hinein in das kulturelle und gesellschaftliche Geschehen und die Zusammenarbeit mit regionalen Industrie- und Handwerksbetrieben wird die SPD - geführte Stadtverwaltung intensiv unterstützen und auch mit organisieren.

3.2
Jugend motivieren

In allen Stadtteilen sollen die Jugendeinrichtungen weiter ausgebaut werden und häufiger geöffnet werden. Insbesondere im Innenstadtbereich werden wir versuchen, dass Angebot zu verbessern. Besonders für Jugendgruppen, Bands und Jugendinitiativen wollen wir unbürokratisch entsprechende Räumlichkeiten zur Verfügung stellen. Die Jugendeinrichtungen der Stadt und der freien Träger sollten in enger Zusammenarbeit mit den Schule die Angebote für Kinder und Jugendliche noch stärker koordinieren. 

3.3
Erwachsenenbildung verstärkt anbieten

Die Volkshochschule ist in ihrem Bildungsauftrag umfassend zu unterstützen. Dies hat insbesondere mit der Bereitstellung der erforderlichen und angemessenen Kursräume - auch für Tageskurse in allen Ortsteilen-  zu erfolgen. Zur Stärkung des Zweckverbandes ist alles zu unternehmen, was der Förderung der Erwachsenenbildung dient.

3.4
Berufsausbildung ausbauen

Berufsausbildung und Berufsqualifizierung muss als  eine kommunale Aufgabe zur Stärkung der wirtschaftlichen Entwicklung gesehen werden. Die Zukunft der Jugend hängt entscheidend von ihren beruflichen Perspektiven ab. Dies setzt eine qualifizierte Ausbildung voraus. Eine gute Ausbildung bietet deutlich bessere Berufschancen. Die Stadt Bedburg wird zukünftig dieser besonderen Verantwortung gerecht und Jugendliche über ihren eigenen Bedarf hinaus ausbilden und für andere Berufsfelder qualifizieren. Die ortsansässigen Unternehmen wollen wir mit diesem Schritt dazu bewegen, diesem Beispiel zu folgen und ebenfalls zusätzliche Ausbildungsplätze einzurichten. Im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten werden zukünftig städtische Aufträge bevorzugt an ausbildende Betriebe vergeben.

3.5
Kultur erleben

Kultur hat zunehmend auch eine ökonomische Bedeutung als "weicher" Standortfaktor. Kulturelle Angebote in Bedburg haben einen großen Einfluss auf unternehmerische Standortentscheidungen. Kulturförderung ist darüber hinaus auch wirtschaftlich vernünftig, da sie direkte Einnahmequelle für die Gastronomie und Hotelbetriebe von Bedburg werden könnte.

Das Prädikat Schloßstadt muß praktisch ausgefüllt werden Wir werben für die Gründung einer Institution, die ein Marketingkonzept für das Schloss Bedburg erarbeitet und betreibt. Programme, die tragfähig die Räume des Gebäudes, aber auch den Außenbereich und das Umfeld aktivieren, sind zu entwickeln. Selbstverständlich gehört dazu ein behindertengerechter Zugang zu diesem Konzept. So kann der Ansatz lebendiger Stadtkultur geschaffen werden, die sich dauerhaft in die Innenstadt erstreckt.

Ein wesentlicher Beitrag geht von einem lebendigen Vereinsleben aus. Die bestehenden, vielfältigen Angebote in Bedburg müssen gepflegt werden. 

4.  
Energie und Umwelt

4.1
Heizkosten reduzieren 

Wir stehen für Energieeinsparung, die nicht erst durch zusätzliche Investitionen erkauft werden muß, sondern durch die Standortbedingungen (Ausrichtung, Erschließung, Verschattung etc,) für die Bürgerinnen und Bürger eine Wohnverbesserung darstellt. Mit der Forderung nach einer energiebewußten Bauleitplanung sollen künftige Bebauungspläne auf ihr Energieeinsparpotential überprüft werden. Schon mit der Ausnutzung der Himmelsrichtung wird Sonnenenergie genutzt und die Heizkosten gesenkt. Jeder Bauwillige soll durch eine durchdachte Energiekonzeption eine deutliche Reduzierung der Gebäude - Unterhaltungskosten sowie der Heizkosten erlangen. Wir werden den Aufbau einer Beratung im Bereich des energiesparenden Bauens fördern, um dadurch die Einsparmöglichkeiten aufzuzeigen und die öffentliche Akzeptanz zu steigern.

4.2
Ergebnisse des "Energie Tisches" umsetzen

Die positiven Ansätzen zur Energieeinsparungen müssen intensiver umgesetzt werden. Die Ergebnisse aus dem "Energie Tisch", einer Initiative der SPD Bedburg, müssen weitergeführt werden zu einem dauerhaften und planmäßigen Vorgehen für alle Liegenschaften der Stadt. Neue Formen bei der Umsetzung von Sparkonzepten durch Contracting müssen genutzt werden. Energiemanagement und Fördermittel können einen eigenständigen Beitrag Bedburgs zum Klimaschutz im Rahmen der Agenda 21 darstellen und wirken sich außerdem günstig auf die städtischen Haushaltsmittel aus.

Wir stehen zu den geschaffenen Anreizen, damit die Einsparungen der Energiekosten an den Schulen und Kindergärten teilweise als zusätzliche Bildungsmittel den Schülerinnen und Schüler zugute kommen können.

4.3
Arbeitsplätze in der Umwelttechnik schaffen

Die SPD steht zu der Initiative des Erftkreises "Hilfe zur Arbeit". In anderen Städten des Erftkreises ist so mit Solaranlagen auf öffentlichen Gebäuden nicht nur ein Beitrag zur Errichtung regenerativer Energiequellen geleistet worden, sondern es sind auch Qualifikationen für zukunftsträchtige Arbeitsplätze im Bereich Umwelttechnik vermittelt worden.

Auf der Basis der vom Erftkreis erarbeiteten "Windkarte" werden wir die Ausweisung von Vorrangflächen für Windkraftanlagen überprüfen. Gerade im nördlichsten Stadtgebiet sind gute Standortvoraussetzungen gegeben.

4.4
Abwasser reduzieren

Durch das Entsiegeln von Flächen kann das Niederschlagswasser zur Versickerung gebracht werden und die Einleitung in das Kanalnetz reduziert werden. Damit wollen wir einen Beitrag zum Umweltschutz in dem Sinne leisten, dass der Grundwasserspiegel wieder gehoben wird. So besteht die Chance, die Kanalgebühren mittelfristig zu senken. 

Zwar konnte in den vergangen Jahren eine leichte Reduzierung der Kanalbenutzungsgebühren erzielt werden, Tatsache ist jedoch, dass Bedburg leider immer noch in der Spitzengruppe bei den Abwassergebühren liegt. Es müssen weiter alle Möglichkeiten geprüft werden, die zu einer weiteren Verringerung der Kosten führen können. Neben dem möglichen Verkauf des Kanalnetzes setzt sich die SPD dafür ein, zunächst Alternativmodelle wie Stadtwerke, Eigenbetrieb etc. zu prüfen. Damit soll für die Bürgerinnen und Bürger im Hinblick auf die Kanalgebühren ein kostengünstigeres Konzept umgesetzt werden.

5.
Soziales

Sozialpolitik bedeutet für uns Solidarität mit den Schwachen in der Gesellschaft. Unsere Politik soll in Notfällen einspringen, Lebensbedingungen menschenwürdig gestalten und Benachteiligungen ausgleichen. Die Sozialdemokraten setzen sich deshalb immer für diejenigen ein, die besondere Unterstützung brauchen.

Für uns ist die Ermutigung zur Eigenverantwortung und Eigeninitiative wichtig. Deshalb unterstützen wir auch das Projekt "Arbeit statt Sozialhilfe".

5.1
Ältere Menschen einbeziehen

Viele ältere Menschen sind heute aktiver als frühere Generationen. Sie wollen ihr Leben möglichst lange in vertrauter Weise und selbstbestimmt führen, an der Gesellschaft teilhaben und gestaltend eingreifen. Wir wollen, dass ältere Menschen ihren Platz in der Mitte der Gesellschaft behalten.  Deshalb setzen wir uns dafür ein, dass vermehrt altengerechte Wohnungen gebaut und neue Wohnformen praktiziert werden. z.B. generationsübergreifende Hausgemeinschaften, in denen Nachbarschaftshilfe selbstverständlich ist, Altenwohngemeinschaften oder die Verknüpfung traditioneller Nachbarschaftshilfe mit professioneller Hilfe vor Ort.

5.2
Ausländische Mitbürger besser integrieren

Die Möglichkeiten der Integration von ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern müssen ausgebaut werden. Deren Wünsche nach eigener Identität müssen respektiert und toleriert werden. Besonders die in der Betreuung und Beratung tätigen Organisationen und  Gruppen wollen wir verstärkt unterstützen. Die ehrenamtliche Arbeit ist für uns in diesem Bereich besonders wichtig. Wir wollen die Begegnung von Deutschen und Ausländern fördern.

5.3 Alleinerziehende unterstützen

Eine immer größer werdende Zahl von Alleinerziehenden ist berufstätig. Daher ist es aus Sicht der SPD erforderlich, ein bedarfsgerechtes  Angebot an Ganztagseinrichtungen für Kinder zu schaffen. Diese Einrichtungen müssen sich flexibel an die Bedürfnisse der Alleinerziehenden anpassen.

Als eigenständigen Beitrag werden wir in der Stadtverwaltung verstärkt Teilzeitarbeitsplätze einrichten.

5.4
Kindern Zukunft bieten

Die Stadt Bedburg verfügt zur Zeit über ein ausreichendes und qualitativ gutes Angebot an Kindergartenplätzen, Ganztagsbetreungs- und Hortplätzen. Für die Betreuung behinderter Kinder sind auf SPD-Antrag integrative Gruppen eingerichtet worden. Gegebenenfalls muß hier das Angebot noch erweitert werden. Sollte sich durch Zuzug junger Familien weiterer Bedarf an Kindergartenplätzen ergeben, wird die SPD unverzüglich handeln. 

Die Spielplätze im Stadtgebiet sind als wichtige Treffpunkte für Jung und Alt zu erhalten, zu pflegen und bei Bedarf auszubauen. 

5.5
Disco-Bus einrichten

Wir setzen uns für einen Disco-Bus ein, der sich an den Wünschen der Jugendlichen in Bedburg orientieren soll. Ein gemeinsames Angebot kann mit der Gemeinde Elsdorf entwickelt werden, die bereits Interesse angemeldet hat. Ziel ist es Bedburger Jugendliche, die sich am Wochenende auf den Weg in die Discos in Richtung Bergheim oder Köln machen, sicher zu transportieren. 

5.6 Gesundheitsversorgung sicherstellen

Bedburg braucht sein Krankenhaus zur Grundversorgung, um für die Bürger die Sicherheit zu schaffen, im Ort, in der eigenen sozialen Umgebung, adäquat versorgt werden zu können. Darüber hinaus ist das Krankenhaus neben der Stadtverwaltung der größte Arbeitgeber vor Ort. Die SPD wird alles daran setzen, den Bestand des Bedburger Krankenhauses zu sichern. Ferner wollen wir Hilfestellung leisten, die Einrichtung qualitativ weiter zu verbessern, um mit Blick auf benachbarte Kommunen auf dem Sektor der Krankenversorgung konkurrenzfähig zu bleiben.

5.7 Behindertengerechte Stadt schaffen

Wir wollen stärker als bisher die Interessen und Bedürfnisse von behinderten Menschen berücksichtigen. Dazu gehören behindertengerechte Ampelanlagen, Bordsteinabsenkungen und die Zugangsmöglichkeit zu öffentlichen Gebäuden.  Ferner soll die Beschäftigung von Behinderten in der Stadtverwaltung gefördert werden.

6.
Moderne Stadtverwaltung Bedburg

Politik ist nicht die Sache einzelner Personen.  Damit möglichst viele Bedburgerinnen und Bedburger an der Diskussion über die Zukunft unserer Stadt teilnehmen, soll ein für alle nachvollziehbarer Bürgerhaushalt aufzeigen, welche Leistungen die Stadt mit den Steuergeldern erbringt. Öffentliche Verwaltung als Dienstleister darf nicht Schlagwort bleiben. Deshalb müssen in einem Bürgeramt die unterschiedlichen Leistungen zusammengefaßt werden, damit ohne lange Wartezeit von einem Ansprechpartner umgehend die Bearbeitung der Anliegen erfolgt. Die auf SPD-Antrag eingerichteten Bürgerbüros in den Rathäusern sind ein erster Schritt in diese Richtung.

6.1 Eigenständige Verwaltung in Bedburg stärken

Die SPD Bedburg setzt sich dafür ein, dass unsere Stadt schon vor dem Erreichen der Einwohnergrenze von 25000 Zuständigkeiten für Jugend, Bauplanungen und Baugenehmigungen übertragen wird. Dadurch können Genehmigungsverfahren koordiniert verfolgt werden.
